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1. Sachverhaltsdarstellung 

 

Auf eine formelle Anfrage (Dubium) an den Verdächtigen 1 „Hat die Kirche die Vollmacht, 
Verbindungen von Personen gleichen Geschlechts zu segnen?“ antwortete dieser mit „Nein“ [1]. 
 

 

In der Beantwortung führen die Verdächtigen 1-4 weiter aus (Auszug): 

„[die kirchliche Lehre] erklärt jedoch jede Segnungsform für unzulässig, die dazu neigt, ihre 

[homosexuellen] Verbindungen anzuerkennen. In diesem Fall würde die Segnung nämlich die Absicht 

zum Ausdruck bringen […] eine Lebenspraxis zu billigen und zu fördern, die nicht als objektiv auf die 

geoffenbarten Pläne Gottes hingeordnet anerkannt werden können.” 

 

„Gleichzeitig erinnert die Kirche daran, dass Gott selbst nicht aufhört, jedes seiner Kinder zu segnen, 
[…] aber er segnet nicht die Sünde und er kann sie nicht segnen: Er segnet den sündigen Menschen, 

damit er erkennt, dass er Teil seines Liebesplans ist, und sich von ihm verändern lässt.“ 

 

„Auf diesen Wegen können das Hören des Wortes Gottes, das Gebet, die Teilnahme an liturgischen 
Handlungen der Kirche und praktizierte Nächstenliebe eine wichtige Rolle bei der Förderung von 

Bemühungen spielen, die eigene Lebensgeschichte zu deuten sowie frei und verantwortungsbewusst 

die eigene Taufberufung anzunehmen, weil „Gott jeden Menschen liebt. Und Gleiches tut auch die 
Kirche“, indem sie jede ungerechte Diskriminierung ablehnt.“ 

 

Sünde bezeichnet im christlichen Verständnis den unvollkommenen Zustand des von Gott 

getrennten Menschen und seine "falsche" Lebensweise (d. h. das Übertreten von oder Herausfallen 

aus der göttlichen Gesetzesordnung). Das vom Heiligen Stuhl verbreitete Schriftstück stellt damit 

Homosexualität als eine falsche Lebensweise dar. Es erklärt weiter, dass Homosexualität etwas sei, 

von dem mensch geheilt werden könne und müsse und präsentiert die Konversionstherapie durch 

den Katholizismus als Lösung. Es wird eingestanden, dass es sich um (vorsätzliche) Diskriminierung 

Homosexueller handelt, diese aber nach kirchlichem Ermessen gerecht sei. 

 

Homosexualität ist eine sexuelle Neigung, die rechtlich anerkannt ist, auch die Verbindung zwischen 

homosexuellen Menschen ist rechtlich anerkannt (Ehe, eingetragene Partnerschaft). Die Aussagen 

des Verdächtigen 1 sind eine Antwort auf eine Anfrage, die aus der Motivation, homosexuelle Paare 

zu segnen, entstanden ist. Die Tathandlung ergibt sich daher aus einem Aufruf, dies zu unterlassen. 

Die Aufforderung zur Ausgrenzung ist nicht bloß ein Verhaltensvorschlag oder eine Anregung, 

sondern als Weisung an alle Katholik*innen zu verstehen, was sich aus dem katholischen Dogma der 

päpstlichen Unfehlbarkeit ergibt. 

 

Die Ausführungen sind auch nicht bloß eine abfällige Herabsetzung homosexueller Verbindungen, 

sondern als ein in Appell an Gefühle und Leidenschaften bestehende tendenziöse Aufreizung zur 

Verachtung zu verstehen. Es wird Mitleid für homosexuelle Menschen erzeugt, da sie die „Bürde“ 
tragen müssen, eine „falsche“ Neigung zu haben, und gleichzeitig wird eine Emotion scharfer und 
anhaltender Antipathie gegenüber homosexuellen Verbindungen erzeugt. Diese tendenziös 

verzerrte Darstellung ist dazu geeignet, Hass und Verachtung für Homosexuelle, die diese Neigung 

wider dem "göttlichen Willen" ausleben, zu erzeugen.   

 



Das Schriftstück zeigt auf, wie mit Homosexuellen verfahren werden soll, sprich welche Praktiken 

anzuwenden sind, damit diese den „richtigen“ Weg erkennen und von ihren „falschen“ Neigungen 
ablassen. Aufgrund der behaupteten päpstlichen Unfehlbarkeit ist auch diese nicht als Vorschlag, 

sondern Handlungsanweisung zu verstehen. Wiederum ist die Aussage geeignet Hass zu schüren, für 

Personen, die dem nicht Folge leisten. Weiters werden Handlungen positiv bewertet, welche 

Menschen begleiten: „damit diejenigen, welche die homosexuelle Tendenz zeigen, die notwendigen 
Hilfen bekommen können, um den Willen Gottes in ihrem Leben zu begreifen und ganz zu erfüllen“. 
Ein Handlungsaufruf ergibt sich schon aus der Mission, die ein allgemeiner christlicher Auftrag ist, 

hier musste also lediglich konkretisiert werden, wie genau dies auszusehen hat. Die genannten 

Praktiken sind somit jedenfalls als Aufruf zur Handlung zu verstehen. Die Aufforderung 

Homosexuellen zu „helfen“ impliziert, dass Menschen aktiv werden müssen. Wenn sich 
Homosexuelle dem "göttlichen Willen" widersetzen, sind die Aussagen dazu geeignet, dass 

Menschen sich vom Verdächtigen 1 ermächtigt fühlen, den Widerstand Homosexueller zur Not mit 

Gewalt zu brechen. Gewalt wird u.E. damit zumindest billigend in Kauf genommen.  

 

Die Praktiken selbst sind Maßnahmen, die auf eine Veränderung der sexuellen Orientierung 

abzielen: „Er segnet den sündigen Menschen, damit er erkennt, dass er Teil seines Liebesplans ist, 

und sich von ihm verändern lässt“. Ein Verbot von Konversions- und "reparativen" Therapieformen 

besteht in zahlreichen Ländern und ist auch in Österreich in Diskussion. Diese „Umpolungen“ führen 
bei den Betroffenen zu Leid in Form von Depressionen, Selbsthass oder Selbstmordversuchen. Wir 

verstehen die Aussagen daher als Aufruf zur "Umpolung" und aufgrund der verbundenen 

Implikationen als Aufruf zur Gewalt. Aufgrund des Bildungsgrades und der Rahmenbedingungen der 

Beschuldigten ist anzunehmen, dass diese Informationen bekannt waren. 

 

Weiters wird die Menschenwürde verletzt, da durch die Tathandlung den Angehörigen der 

angegriffenen Gruppe unmittelbar das Lebensrecht als gleichwertige Bürger (z.B. Recht auf Ehe) 

bestritten wird und ihre Verbindungen als minderwertig dargestellt werden („Sünde“). Die der 
betreffenden Gruppe angehörenden Menschen werden in einem Kernbereich ihrer Persönlichkeit, 

nämlich ihrer sexuellen Orientierung, getroffen. Durch die Handlungen der angezeigten 4, 5 und 6 

erfolgte eine Verbreitung und Verfügbarmachung der Schriftstücke gegenüber der 

Weltöffentlichkeit.  

 

Der Angezeigte 7 hat diese Ansichten bestätigt und mit weiteren Argumenten untermauert [2]. Seine 

Ausführungen wurden durch die Verantwortlichen bei 8 und 9 verteilt, wodurch eine gutheißende 

bzw. rechtfertigende Verbreitung des mutmaßlich verhetzenden Materials erfolgte. 

 

Die Inhalte sind unserer Ansicht nach mit tragenden Grundwerten der österreichischen 

Rechtsordnung nicht vereinbar, aber zum Zeitpunkt der Einbringung des Antrags weiterhin abrufbar: 

[1] https://press.vatican.va/content/salastampa/it/bollettino/pubblico/ 

2021/03/15/0157/00330.html#ted 

[2] https://www.katholisch.at/aktuelles/133686/theologe-nein-zur-segnung-homosexueller-paare-

ist-biblisch-begruendet 
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1.1 Persönliche Stellungnahme (Einschreiter*in #1) 

 

Die Inhalte sprechen einer ganzen Gruppe ihre Existenzberechtigung ab und stellen sie als 

minderwertige Teile der Gesellschaft dar. Als queere Person und damit Teil dieser Gruppe trifft mich 

diese Aussage daher besonders. Darüber hinaus, haben die Aussagen zu zusätzlichem Hass und 

Gewalt geführt, wie sich an den vielen zerrissenen, zum Teil in Brand gesetzten Regenbogenfahnen 

gezeigt hat. Auch ich sah mich Übergriffen im öffentlichen Raum (Beschimpfungen, 

Gewaltdrohungen) ausgesetzt, sowie aggressiven Emotionen und latenten Gefahren für das 

einträchtige Mit- und Nebeneinanderleben. Die Aussagen haben die ohnehin schwierige Situation 

für queere Menschen weiter verschärft. Erhöhte Wachsamkeit und ein Klima der Angst vor 

Übergriffen waren die Folge. Queere Menschen wie ich konnten sich weniger frei im öffentlichen 

Raum bewegen und weniger sichtbar sein. 

 

Diese Tatsache betrifft viele Menschen und trifft mich daher doppelt: Mein Unternehmen, die 

FFPride2 GmbH ist der exklusive Anbieter von Regenbogen-FFP2-Masken. Der Absatz der Masken 

hat ebenfalls unter den Aussagen gelitten, da Kund*innen die Masken aus Angst vor Übergriffen 

nicht (mehr) an allen Orten und zu allen Uhrzeiten tragen können und wollen und auf neutrale, 

weiße Masken setzen müssen. Neben der öffentlichen Demütigung, die ich durch die Verdächtigten 

erfahren habe, haben diese Aussagen auch zu einem wirtschaftlichen Schaden für mich und mein 

Unternehmen geführt. 

 

 

2. Zuständigkeit 

 

Die Tathandlungen der Angezeigten 1-6 wurde mutmaßlich im Vatikan begangen, nach Artikel VII. § 

5. des Konkordats zwischen dem Heiligen Stuhle und der Republik Österreich („Die kirchlichen und 
staatlichen Gerichte haben einander im Rahmen ihrer Zuständigkeit Rechtshilfe zu leisten“) scheint 
nach Ansicht der Einschreiter*innen jedenfalls die Durchsetzbarkeit gegeben, sowie andernfalls auch 

nach §36b HiNBG („Hat der Medieninhaber seinen Sitz im Ausland oder kann der Medieninhaber aus 

anderen Gründen nicht belangt werden, so hat das Gericht auf Antrag des Anklägers oder des 

Antragstellers im selbstständigen Verfahren dem Hostingdiensteanbieter (§ 16 E-Commerce-Gesetz 

– ECG, BGBl. I Nr. 152/2001) die Löschung der betreffenden Stellen der Website (Einziehung oder 

Beschlagnahme – §§ 33, 33a, 36) oder die Veröffentlichung der Teile des Urteils (§ 34) 

aufzutragen.“). 
 

Die Tathandlungen der Angezeigten 7-9 wurden mutmaßlich in Österreich begangen. 

 

 

Die Einschreiter*innen stellen daher den 

 

3. Antrag 

• die angebotenen Beweise zu erheben, 

• den Sachverhalt auf seine strafrechtliche Relevanz zu prüfen, 

• die Einschreiter*innen vom Fortgang des Verfahrens zu informieren. 
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